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Kenias Staatshaushalt ist laut Schuldenreportanalyse durch die Zins- 
und Tilgungszahlungen an ausländische Gläubiger sehr hoch belastet 
(siehe Artikel „Auslandsschuldenlast weltweit“). Seit 2024 und bis zum 
Jahr 2035 belaufen sich die Schuldendienstverpflichtungen auf mehr 
als 4,5 Milliarden US-Dollar jährlich; 2024 betrugen die 
Schuldendienstzahlungen an das Ausland ein Viertel der 
Staatseinnahmen.2 Obwohl Kenia hohe Schuldenindikatoren und eine 
hohe Schuldendienstbelastung aufweist, ist es der kenianischen 
Regierung bisher gelungen, eine Zahlungseinstellung beziehungsweise 
die Aufnahme von Umschuldungsverhandlungen zu vermeiden. So hat Kenia weiterhin 
Kredite aufgenommen, auch beim Internationalen Währungsfonds (IWF), um den 
Schuldendienst aufrechtzuerhalten. Im April 2021 erwirkte die Regierung beim IWF einen 
dreijährigen Kredit in Höhe von rund 2,3 Mrd. US-Dollar.3 Zwei Jahre später erhielt Kenia 
weitere 685 Millionen US-Dollar, unter anderem, um einen im Juni 2023 fälligen Eurobond 
zu bezahlen. Im Februar 2025 platzierte Kenia einen hoch verzinsten Eurobond auf den 
internationalen Kapitalmärkten, um andere in diesem Jahr fällige kommerzielle 
Forderungen zu bedienen.  
 
Dass Kenia bis heute eine Umschuldung vermeiden konnte, ist auch darauf 
zurückzuführen, dass der IWF die Situation weiterhin als tragfähig einstuft – entsprechend 
die Aufnahme von Schuldenrestrukturierungen auch nicht zur Bedingung für die 
Bewilligung der Kreditprogramme macht4 –, obwohl er die Verschuldung Kenias in seinen 
Schuldentragfähigkeitsanalysen schon seit Mai 2020 mit einem hohen 
Überschuldungsrisiko klassifiziert. Im Juli 2023 bezeichnete der IWF die Verringerung des 

 
1 An diesem Text mitgewirkt hat Collins Liko, Economic policy and Human rights Program Coordinator des 
International Network for Economic, Social and Cultural Rights (ESCR NET). 
2 Vgl. IWF (2024): “Kenya: Seventh and Eight Reviews under the Extended Fund Facility and Extended Credit 
Facility Arrangements”, Country Report 2023/266, S. 22. 
3 Allerdings wurde die letzte Überprüfung des Kreditprogramms, die die Auszahlung der letzten Rate 
angestoßen hätte, im März 2025 abgebrochen. Kenia verhandelt nun um ein neues Folgeprogramm mit dem 
IWF.   
4 In einer Überprüfung seiner Programmkonditionalitäten durch das Independent Evaluation Office des IWF 
kam heraus, dass die Kreditprogramme des IWF erfolgreicher abgeschlossen werden, wenn es in hoch 
verschuldeten Ländern vorab oder im Rahmen des Programms eine Schuldenrestrukturierung gibt. Vgl. IWF 
(2019): „IMF Review of Program Deign and Conditionality“, IMF Policy Paper. 

https://erlassjahr.de/wordpress/wp-content/uploads/2025/05/SR2025-Artikel-1-Auslandsschuldenlast-weltweit.pdf
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2024/11/01/Kenya-Seventh-and-Eighth-Reviews-Under-the-Extended-Fund-Facility-and-Extended-Credit-556994
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2024/11/01/Kenya-Seventh-and-Eighth-Reviews-Under-the-Extended-Fund-Facility-and-Extended-Credit-556994
https://www.imf.org/~/media/Files/Publications/PP/2019/PPEA2019012.ashx
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Überschuldungsrisikos als eine Priorität;5 Kenias Schuldenindikatoren würden auch mit 
der von ihm als wahrscheinlich angenommenen wirtschaftlichen und fiskalischen 
Entwicklung Tragfähigkeitsgrenzwerte überschreiten werden. In all ihren 
Programmdokumenten bekundet die Finanzinstitution indes eine tragfähige 
Verschuldung. Dies fußt jedoch auf optimistischen Annahmen. So schreibt der IWF in 
jedem Dokument schon seit 2018, dass bei den wirtschaftlichen Aussichten und 
wirtschaftlichen Annahmen des IWF für die nächsten Jahre die Abwärtsrisiken überwiegen, 
ja teilweise außerordentlich hoch sind. Tatsächlich geht der IWF also von einer 
schlechteren Entwicklung aus, berücksichtigt diese aber nicht in seinen Empfehlungen, die 
Regierungen als Grundlage für Entscheidungen wie die Aufnahme von 
Umschuldungsverhandlungen nutzen. Hinzu kommt zudem, dass mit keiner Silbe in 
irgendeiner der IWF-Empfehlungen die Option einer Schuldenrestrukturierung zur 
Verringerung des Überschuldungsrisikos erwähnt wird.  
 
Dass Kenia weiter jede Aussicht auf Schuldenrestrukturierungen vermeidet, liegt auch an 
der Agenda der westlichen Gläubigerländer, die aktuelle Schuldenkrise als Liquiditätskrise 
darzustellen und statt eines Umfelds für frühzeitige Umschuldungen ein Umfeld für die 
Mobilisierung privaten Kapitals und weiterer Kredite begünstigen. Im Juni 2024, kurz vor 
den Bürger*innen-Protesten in Nairobi, wurde Kenia von der US-Regierung in Washington 
als Pilotfall für diese neue Strategie vorgestellt und mit viel Aufsehen die „Nairobi-
Washington“-Vision präsentiert. Dabei hatte der IWF schon in seiner 
Schuldentragfähigkeitsanalyse im Januar 2024 deutlich gemacht, dass bestimmte 
Indikatoren, die zeigen, wie solvent (und nicht nur liquide!) das Schuldnerland ist, 
überschritten werden.  
 
Die kenianische Regierung führte stattdessen strenge Maßnahmen zur 
Haushaltskonsolidierung ein – auf Kosten der Entwicklungsagenda. Unter anderem erhob 
sie regressive Steuern auf lebensnotwendige Güter wie Speiseöl, Brot und Windeln, die 
besonders einkommensschwache Bürger*innen trafen. Auch Subventionen für 
lebenswichtige Güter wurden abgeschafft, bei gleichzeitig eh schon zu geringen 
Investitionen in öffentliche Dienstleistungen. Zwar warnte der IWF bereits im Januar 2024 
im Zusammenhang mit den notwendigen Steuererhöhungen vor Unruhen, die den Handel 
und den Tourismus in Kenia stören könnten.6 Dennoch forderte er die kenianische 
Regierung auf, an den Reformen im Rahmen ihres Programmes festzuhalten.7 
 
Im Sommer 2024 kam es tatsächlich zu landesweiten Protesten gegen die in diesem 
Kontext von der kenianischen Regierung vorgestellten Finance Bill. Das kenianische 
Kwanza-Regime regierte mit hoher Gewalt: Die Nationale Menschenrechtskommission 
Kenias geht davon aus, dass bei den Demonstrationen über 60 Kenianer*innen getötet 
und hunderte verletzt wurden oder von gewaltsamem Verschwindenlassen betroffen 
waren. 
 
Aus Sicht der kenianischen Zivilgesellschaft ist der IWF für die Proteste mitverantwortlich, 
da seine Politik handlungsleitend für die Ausarbeitung der umstrittenen Finance Bill war. 

 
5 Auch, um die kenianische Entwicklungsagenda umsetzen zu können. Vgl. IWF (2023): “Kenya: Fifth Review 
under the Extended Fund Facility and Extended Credit Facility Arrangements”, Country Report 2024/316, Figure 
14. 
6 Vgl. IWF (2024): “Kenya: 2023 Article IV Consultation, Sixth Review under the Extended Fund Facility and 
Extended Credit Facility Arrangements”, Country Report 2024/013. 
7 Für eine ausführliche Darstellung siehe Fischer, A. (2024): „#RejectFinanceBill2024 Proteste in Kenia: Wenn 
Austerität zu Menschenrechtsverletzungen führt“. 

https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2023/07/19/Kenya-Fifth-Reviews-Under-the-Extended-Fund-Facility-and-Extended-Credit-Facility-536772
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2023/07/19/Kenya-Fifth-Reviews-Under-the-Extended-Fund-Facility-and-Extended-Credit-Facility-536772
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2024/01/17/Kenya-2023-Article-IV-Consultation-Sixth-Reviews-Under-the-Extended-Fund-Facility-and-543889
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2024/01/17/Kenya-2023-Article-IV-Consultation-Sixth-Reviews-Under-the-Extended-Fund-Facility-and-543889
https://erlassjahr.de/news/rejectfinancebill2024-proteste-in-kenia-wenn-austeritaet-zu-menschenrechtsverletzungen-fuehrt/
https://erlassjahr.de/news/rejectfinancebill2024-proteste-in-kenia-wenn-austeritaet-zu-menschenrechtsverletzungen-fuehrt/
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Denn im Gegenzug für die Auszahlung seiner Programmgelder verlangte der IWF, dass die 
kenianische Regierung ihr bestehendes Haushaltdefizit durch Steuererhöhungen und 
Ausgabenkürzungen weiter reduziert. So schrieb der IWF im Juli 2023 – anstatt 
Schuldenrestrukturierungen zu empfehlen – dass das von der kenianischen Regierung 
erklärte Ziel der Haushaltskonsolidierung die Tragfähigkeit der Schulden sicherstellen 
würde, selbst wenn die Tragfähigkeitsgrenzwerte überschritten werden sollten. Dabei lag 
das Haushaltsdefizit im Jahr 2023 gerade einmal bei minus 0,4 Prozent. Inmitten einer 
wirtschaftlichen Krise handelt es sich dabei um einen sehr niedrigen Wert. Die kenianische 
Regierung unter Präsident William Ruto versuchte, dieses Defizit durch Steuererhöhungen 
und Ausgabenkürzungen weiter zu senken. Dies, obwohl die Bevölkerung bereits von 
Inflationskosten, steigenden Lebensmittelpreisen und einer hohen Jugendarbeitslosigkeit 
betroffen war.8  
 
  

 
8 Der Zusammenhang zwischen dem IWF und diesen eingeführten Austeritätsmaßnahmen wird u. a. durch eine 
Erklärung des IWF am 11. Juni 2024 deutlich: “A sizable and upfront fiscal adjustment in FY 2024/25 will be 
needed to correct the course, to this end, the authorities took decisive steps towards fiscal consolidation by 
introducing several measures in the context of the draft 20  24/25 Budget and the 2024 Finance Bill. Importantly, 
the latter centered on measures to broaden the domestic tax base, cuts on public expenditure and wage bill 
reforms, state-owned enterprise restructuring, rationalizing unproductive current spending, and better targeting 
of subsidies and transfers”. 
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Pakistan: Zwischen IWF-Rettung und Schuldenkrise 
  
Pakistan Staatshaushalt ist laut Schuldenreportanalyse durch die 
Zins- und Tilgungszahlungen an ausländische Gläubiger sehr hoch 
belastet (siehe Art. „Auslandsschuldenlast weltweit“, S.XY). Zu 
Beginn des Jahres 2023 stand Pakistan wie schon zuvor kurz vor 
der Zahlungseinstellung. Die verheerenden Überschwemmungen 
zwei Jahre zuvor, von denen mehrere Millionen Menschen 
betroffen waren, haben zu einer anhaltenden schweren 
Wirtschaftskrise geführt. Doch wie bereits in der Vergangenheit 
schaffte es Pakistan auch dieses Mal, durch die Aufnahme neuer 
Kredite und Austerität eine Zahlungseinstellung abzuwenden. So 
gelang es Pakistan im April 2023, ein neunmonatiges „Bailout“-Paket mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) auszuhandeln. Dies entspannte die Lage vorerst – 
nicht zuletzt, weil sich dadurch weitere Bailout-Mittel, etwa von Saudi-Arabien und den 
Vereinigten Arabischen Emiraten, mobilisieren ließen. Auch die Volksrepublik China trägt 
immer wieder dazu bei, eine Zahlungseinstellung Pakistans zu vermeiden, indem sie fällig 
werdende Zahlungen entweder umschuldet oder refinanziert. Im September 2024 folgte 
das mittlerweile 25. IWF-Programm im Umfang von rund sieben Milliarden US-Dollar mit 
einer Laufzeit bis Oktober 2027. Der IWF hat seine eigentliche Funktion als „lender of last 
resort“ (Kreditgeber letzter Instanz) in Pakistan längst verlassen und ist zu einem der 
wichtigsten Kreditgeber Pakistans geworden.9 Tatsächlich befindet sich Pakistan seit den 
1990er Jahren praktisch ununterbrochen in einem IWF-Programm und entsprechend wird 
seine Wirtschaftspolitik seit bald zwei Jahrzehnten entscheidend von IWF-Auflagen 
mitbestimmt.10  
 
Trotz der letzten Bailout-Vereinbarung schätzen Expert*innen das Risiko der 
Zahlungseinstellung Pakistans weiterhin als hoch ein.11 So wird sich der öffentliche 
Auslandsschuldendienst bis 2027 im Schnitt auf mehr als 14 Milliarden US-Dollar und bis 
2031 auf durchschnittlich mehr als zehn Milliarden US-Dollar pro Jahr belaufen, was rund 
37 bis 42 Prozent der Exporteinnahmen entspricht. Der IWF spricht in seinen Dokumenten 
denn auch von „außerordentlich hohen Risiken“ und sehr „engen“ Spielräumen auf dem 
Weg zurück zur Schuldentragfähigkeit.12 Und auch pakistanische Finanzexpert*innen 
identifizieren weitere Hinweise in den IWF-Programmen, die auf eine nicht mehr 
tragfähige Verschuldung hindeuten13.  
 
Ungeachtet dessen bescheinigt der IWF Pakistan in seiner Schuldentragfähigkeitsanalyse 
eine tragfähige Verschuldung. Dies ist eine Voraussetzung, um dem Land weiterhin Kredite 
vergeben zu können. Denn stellt der IWF fest, dass die Verschuldung nicht mehr tragfähig 
ist, muss die Kreditvergabe an eine Schuldenrestrukturierung gebunden werden. Laut 
seiner Statuten darf der IWF keine Kredite vergeben, wenn davon ausgegangen werden 

 
9 Vgl. eine detaillierte Übersicht über die verschiedenen IWF-Programme für Pakistan und die wirtschaftliche 
Entwicklung in diesen Zeiträumen: EFSAS /2024): „Bailout Politics: Pakistan’s Economy and the IMF“, European 
Foundation for South Asian Studies. 
10 Siehe eine Zusammenstellung für die Zeit zwischen 2013 und 2024 Ullah, A. et al (2024): „Evaluating the 
Economic Implications of International Monetary Fund (IMF) programs on Pakistan: A decade-long analysis 
(2014-2024)“. 
11 Vgl. BNP Paribas (2023): „Pakistan: Default risk remains very high“. 
12 Vgl. IWF (2024): „Pakistan: 2024 Article IV Consultation and Request for an Extended Arrangement under the 
Extended Fund Facility“, Country Report 2024/310. 
13 Vgl. Syed, M. (2024): „Pakistan’s latest record-breaking, reality-denying IMF program“. 

https://www.efsas.org/publications/study-papers/pakistan-economy-and-imf-may-2024/
https://ijciss.org/index.php/ijciss/article/view/1503/1722.
https://ijciss.org/index.php/ijciss/article/view/1503/1722.
https://ijciss.org/index.php/ijciss/article/view/1503/1722.
https://economic-research.bnpparibas.com/html/en-US/Pakistan-Default-risk-remains-high-4/14/2023,48469
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2024/10/10/Pakistan-2024-Article-IV-Consultation-and-Request-for-an-Extended-Arrangement-under-the-556152
https://www.imf.org/en/Publications/CR/Issues/2024/10/10/Pakistan-2024-Article-IV-Consultation-and-Request-for-an-Extended-Arrangement-under-the-556152
https://www.ft.com/content/cd97e0d7-d93c-4ef5-a8f8-3d1bf2601326
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muss, dass die Schulden so hoch sind, dass sie nicht zurückgezahlt werden können. Zwar 
kann man bei Pakistan argumentieren, dass das durchaus der Fall ist.  Da das Land seine 
Zahlungen aber noch nicht eingestellt hat, kann der IWF immer noch damit argumentieren, 
dass die Risiken zwar hoch, die Schulden aber weiterhin tragfähig sind. Der IWF geht also 
davon aus, dass Pakistans Schuldenproblem ohne Schuldenerlass gelöst werden kann, 
beispielsweise durch Sparmaßnahmen. An dieser Position hält der IWF fest, obwohl sich 
die wirtschaftliche Situation der Bevölkerung weiter verschlechtert. Im Mai 2024 zum 
Beispiel war die Austeritätspolitik Auslöser für Proteste im Land, als die Preise für Mehl 
und Strom nach den vom IWF angeordneten Subventionskürzungen und der Umstellung 
auf einen marktbasierten Wechselkurs in die Höhe schnellten. Schon in vergangenen 
Programmzeiträumen hatten entsprechende Maßnahmen die pakistanische Wirtschaft 
destabilisiert und sich negativ auf das Leben der Bürger*innen ausgewirkt, etwa zu einer 
deutlichen Verringerung der Kaufkraft geführt.14 Auch die Zivilgesellschaft macht die IWF-
Auflagen für zahlreiche Menschenrechtsverletzungen in Pakistan verantwortlich.15 2024 
fielen 2,5 Millionen mehr Menschen unter die Armutsgrenze16 als im Jahr zuvor, während 
gleichzeitig die im neuen IWF-Programm geforderten Anpassungen zur Reduzierung der 
Schuldenlast den Haushaltsrahmen so eng stecken, dass die dringend notwendige 
Ausweitung der Sozial- und Infrastrukturausgaben nicht möglich sein wird.17  
 
Bei den Empfehlungen, mit dem Risiko einer Staatsschuldenkrise umzugehen, taucht die 
Aufnahme von Schuldenrestrukturierungen mit keiner Silbe auf. Stattdessen wird auf 
einen raschen Haushaltsüberschuss gesetzt, der auch aus Sicht eines ehemaligen 
pakistanischen IWF-Mitarbeiters viel zu optimistisch ist, genauso wie andere Annahmen, 
die eintreten müssen, damit das „Kartenhaus“ nicht in sich zusammenfällt.18 
  
Die pakistanische Zivilgesellschaft und Finanzexpert*innen sehen Pakistan in einer 
Schuldenfalle. Sie fordern aus diesem Grund schon lange Schuldenerlasse und auch, dass 
die Rechte und Bedürfnisse der Menschen über den Schuldendienst gestellt werden.19 
 
 
 

 
14 Vgl. Ullah, A. et al (2024): „Evaluating the Economic Implications of International Monetary Fund (IMF) 
programs on Pakistan: A decade-long analysis (2014-2024)“, ab S. 7. 
15 Vgl. Human Rights Watch (2023): „Pakistan: Events of 2023“. 
16 Vgl. Weltbank: „The World Bank in Pakistan – Overview“. 
17 Dazu zählt auch die Einschränkung des Handlungsspielraums in Bezug auf Klimawandelanpassung: Bei 
Redaktionsschluss des Schuldenreports 2025 kritisieren pakistanische und internationale zivilgesellschaftliche 
Organisationen, dass aktuelle IWF-Auflagen zur pakistanischen Steuerpolitik explizit die Erfüllung von 
Klimaverpflichtungen und klimafreundlicher Transformation behindern und dabei auch den fiskalischen 
Spielraum Pakistans nicht erweitern, sondern einschränken. 
18 Vgl. Syed, M. (2024): „Pakistan’s latest record-breaking, reality-denying IMF program“. 
19 Vgl. Shah, Z. und Rafique, M. (2023): „Impact of Foreign Debt on Labour Rights in Pakistan“. 

https://ijciss.org/index.php/ijciss/article/view/1503/1722
https://ijciss.org/index.php/ijciss/article/view/1503/1722
https://www.hrw.org/world-report/2024/country-chapters/pakistan#35b6ae
https://www.worldbank.org/en/country/pakistan/overview
https://www.ft.com/content/cd97e0d7-d93c-4ef5-a8f8-3d1bf2601326
https://library.fes.de/pdf-files/bueros/pakistan/20558.pdf

